Einleitung und Hintergrund {#Sec1}
==========================

Nicht nur der Ausbruch des Ebolafiebers in Westafrika 2014/2015 und die pandemische Influenza 2009/2010 zeigen, dass außergewöhnliche biologische Gefahrenlagen einer Vorsorgeplanung bedürfen, um die geografische Ausbreitung des Krankheitsausbruchs so gering wie möglich zu halten und die negativen Auswirkungen zu begrenzen. Die Erwartungshaltung der Bevölkerung gegenüber den staatlichen Stellen hat hinsichtlich einer Vorsorgeplanung im Bereich Krisen und Katastrophen allgemein und damit auch hinsichtlich einer Gesundheitsbedrohung in den letzten Jahren immer weiter zugenommen \[[@CR1], [@CR2]\]. Auch im öffentlichen Sektor wird davon ausgegangen, dass „irgendjemand die Verantwortung übernehmen wird und dann auch weiß, was zu tun ist" \[[@CR3]\].

Bedrohungen der Gesundheit der Bevölkerung ändern sich in Deutschland seit einigen Jahren: Die Wahrscheinlichkeit des Auftretens bisher in Europa unbekannter Krankheiten steigt, die Geschwindigkeit der (weltweiten) Ausbreitung von Krankheiten im Ausbruchsfall nimmt zu und die Bedrohung durch den absichtlichen Einsatz von biologischen Agenzien (Bioterrorismus) besteht fort \[[@CR4]--[@CR6]\]. Als Reaktion darauf sind in Deutschland auf Bundesebene eine Reihe von zwischen Bund und Ländern abgestimmten krankheitsspezifischen und generischen Vorsorgeplänen entwickelt worden. Die Zuständigkeit hinsichtlich der medizinischen Versorgung und des Ausbruchsmanagements im Rahmen der Vorsorgeplanung liegt hierbei beim Gesundheitsressort, wohingegen die Abwehr bioterroristischer Gefahren dem Innenressort zuzuordnen ist (zu den Zuständigkeiten ausführlicher: \[[@CR7]\]).

Eine strikte Trennung der Vorsorgeplanung nach diesen Zuständigkeiten ist nicht zweckmäßig unter Berücksichtigung der Tatsache, dass sowohl die zum Management notwendigen Ressourcen als auch das betroffene Schutzgut der Bevölkerungsgesundheit in beiden Fällen (Bioterrorismus und natürliches Seuchengeschehen) identisch sind. „Gesundheitlicher Bevölkerungsschutz auf Bundes- und Landesebene in Deutschland \[erfordert\] gemeinsame Konzepte sowie nationale und internationale Kooperation und Koordination" \[[@CR8]\]. Ressourcengerechte Vorsorgeplanung muss darüber hinaus auch generisch ausgerichtet, das heißt flexibel auf unvorhersehbare und unbekannte biologische Gefahrenlagen anwendbar sein. Die Erstellung „gemeinsamer Konzepte" in der Schnittmenge von Gesundheits- und Sicherheitssektor ist unter dem Aspekt zukunftsorientierter, ressourcenadaptierter und somit effektiver Vorsorgeplanung gewissermaßen unabdingbar.

Grundvoraussetzung für „gemeinsame Konzepte" ist die Klärung der Grundbegriffe des zu bearbeitenden Sachverhalts und damit des eigentlich durch Vorsorgeplanung präventiv zu bearbeitenden Problems. Ein begrifflicher Konsens zwischen den beteiligten Akteuren verringert Kommunikationsbarrieren und ist für den effektiven Ablauf von Bewältigungsmaßnahmen unerlässlich. Es ist daher problematisch, dass Begrifflichkeiten gleichlautend sind, jedoch nicht zwangsläufig gleichbedeutend verwendet werden. Gleichzeitig erscheint es unmöglich, für zukünftige, zum Teil rein hypothetische Lagen vorzusorgen, wenn Schutzgegenstand und Schutzziel terminologisch unklar sind und konzeptionell nicht sauber festgelegt werden.

Die Vielfalt an unterschiedlichen Ansätzen der Konzeptualisierung biologischer Gefahrenlagen sowohl auf nationaler als auch internationaler Ebene zeigt einen Klärungsbedarf auf. (Zu der gleichermaßen im Katastrophenschutz bestehenden Problematik terminologischer Abweichungen siehe \[[@CR9]\].) Im Folgenden soll auf Grundlage der Gemeinsamkeiten und Unterschiede bestehender Vorsorgeplanungen und der Untersuchung des Expertenverständnisses der Begriff der „außergewöhnlichen biologischen Gefahrenlage" für den deutschsprachigen Raum näher bestimmt werden. Ziel ist eine Harmonisierung des Verständnisses und der Nutzung des Begriffs, um Vorsorgeplanungen eindeutiger und damit effektiver zu machen.

Methoden {#Sec2}
========

Die Untersuchung basiert auf einer Literaturrecherche und semistrukturierten leitfadengestützten Experteninterviews, die 2015 im Rahmen der Erstellung der Masterarbeit des Erstautors durchgeführt wurden \[[@CR10]\]. Zur Identifizierung von Konzepten im Bereich der Vorsorgeplanung für biologische Gefahrenlagen wurde eine freie webgestützte (Ad-hoc‑)Literaturrecherche verwendet. Da sich die Untersuchung ausdrücklich dem deutschen Begriffsverständnis widmet, wurde der Fokus auf deutschsprachige Literatur gerichtet. Die in den verschiedenen Datenbanken benutzten Suchparameter beinhalteten die folgenden Stichworte: außergewöhnliche biologische Gefahrenlage, biologische Gefahrenlage, biologische Gefahr, Krisenmanagement Epidemie, Krisenmanagement Pandemie, Vorsorgeplanung, gesundheitlicher Bevölkerungsschutz. Nachfolgend wurden die identifizierten Vorsorgepläne und Konzepte nach Definitionen der verwendeten Kernbegriffe durchsucht.

Zusätzlich wurden neun semistrukturierte Experteninterviews durchgeführt. Ein Interviewleitfaden diente als primäres Erhebungsinstrument. Die zentrale Frage bezog sich auf das Begriffsverständnis der „außerordentlichen biologischen Gefahrenlage". Unter „Experten" wurden Personen verstanden, die auf nationaler Ebene für den Entwurf, die Implementierung oder Kontrolle der Umsetzung von Vorsorgeplänen verantwortlich sind oder über einen privilegierten Zugang zu derartigen Informationen verfügen. Bei der Auswahl der Interviewpartner wurden die Besonderheiten des durch den Föderalismus geprägten deutschen öffentlichen Gesundheitssystems berücksichtigt. Neben den Akteuren des Bundes (Bundesministerium für Gesundheit und Robert Koch-Institut) wurden auch Akteure auf Landes- und kommunaler Ebene befragt. Zusätzlich wurden Experten aus der gesundheitsversorgenden Praxis (Sonderisolierstation eines maximalversorgenden Krankenhauses) und der medizinischen Forschung (Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung) interviewt. Die Identifizierung der zuständigen Abteilungen bzw. Organisationseinheiten erfolgte anhand der öffentlich zugänglichen Organigramme und, falls vorliegend, der Geschäftsverteilungspläne.

Der Interviewleitfaden wurde den Experten im Vorfeld zugeschickt. Eine mögliche Verzerrung durch gezielte Vorbereitung der Befragten im Vorfeld wurde in Kauf genommen, um eine möglichst hohe Informationsdichte bei der begrenzten Anzahl an geführten Interviews zu erhalten. Die Interviews wurden aufgezeichnet und in Anlehnung an die Regeln von Gläser und Laudel zur Auswertung transkribiert \[[@CR11]\].

Ergebnisse {#Sec3}
==========

Literaturrecherche {#Sec4}
------------------

Einen ersten Anhaltspunkt zur Definition der „außergewöhnlichen biologischen Gefahrenlage" bietet Fock \[[@CR12]\]. Nach ihm zeichnen sich außergewöhnliche biologische Gefahrenlagen in Abgrenzung von anderen Gefahrenlagen durch erschwerte Wahrnehmbarkeit, enorme Variabilität des Gefahrenpotenzials (Agens, Ausbringungsform), weitere Verbreitung des Agens durch Dritte sowie das Potenzial einer Massenhysterie in der Bevölkerung aus. Hierbei handelt es sich um eine „Maximaldefinition", die in jüngerer Vergangenheit aufgetretene außergewöhnliche biologische Gefahrenlagen (z. B. Ebolafieberausbruch 2014/2015 und EHEC (Enterohämorrhagische *Escherichia coli*)/O104-Ausbruch 2011) nicht erfüllen.

Die Literaturrecherche identifizierte auf Bundesebene vier bestehende Vorsorgepläne. In Reaktion auf die wachsende Besorgnis um bioterroristische Anschläge entstand im Jahr 2002 mit dem „Bund-Länder-Rahmenkonzept zu notwendigen fachlichen Vorbereitungen und Maßnahmen zur Seuchenbekämpfung nach bioterroristischen Anschlägen (Teil Pocken)" ein erstes umfassendes Konzept zum Management außergewöhnlicher biologischer Gefahrenlagen \[[@CR13]\]. Zugrunde liegt dem Konzept die Annahme, dass jedes Auftreten von Pocken, selbst wenn es sich nur um wenige Fälle handelt, eine außergewöhnliche biologische Gefahrenlage darstellt. Im Pockenrahmenplan heißt es: „Wenn eine absichtliche Ausbringung wahrscheinlich ist, \[muss\] von einer realen Bedrohung für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ausgegangen werden" \[[@CR14]\].

Nachdem Europa im Zuge der globalen Polioeradikationsinitiative 2002 durch die Weltgesundheitsorganisation für poliofrei erklärt wurde, ist der „Polioleitfaden" entwickelt worden \[[@CR15]\]. Dieser legt vor allem Maßnahmen für die Aufrechterhaltung eines erreichten Zustandes fest und ist damit nicht primär ein Notfallplan. Aber auch hier gilt das Auftreten bereits eines einzigen Falls als außergewöhnliche biologische Gefahrenlage, da dies den Erfolg der Eradikationsinitiative gefährdet.

Der globale Aufruf der Weltgesundheitsorganisation zur pandemischen Influenzavorsorgeplanung mündete 2005 in dem nationalen Influenzapandemieplan für Deutschland \[[@CR16]\], der zuletzt im Jahr 2016 aktualisiert wurde \[[@CR17]\]. Ursprünglich orientierte sich die Vorsorgeplanung für eine pandemische Situation strikt am Influenzastufenmodell der Weltgesundheitsorganisation, welches je nach Schweregrad der Pandemie eine mehr oder weniger hohe Alarmstufe definierte, welche konkrete Maßnahmen nach sich zog. Erfahrungen mit der „Schweinegrippe" 2009/2010 haben zu einer Flexibilisierung dieses Stufenmodells geführt \[[@CR18]--[@CR20]\].

Als Reaktion auf den Ausbruch des Ebolafiebers in Westafrika 2014/2015 wurde das „Rahmenkonzept Ebolafieber" erarbeitet \[[@CR21]\]. In diesem Fall wurde originäre Vorsorgeplanung betrieben, um bei möglichen nationalen Fällen schnellstmöglich eine einheitliche Handlungsgrundlage zu etablieren und denkbare Probleme vorab zu adressieren. Wie bei den Pocken würde auch jegliches Auftreten von Ebolafieber in Deutschland als „außergewöhnliche biologische Gefahrenlage" eingeschätzt werden. Entsprechende Vorsorgeplanung wurde daher schon bei sehr geringem Einschleppungsrisiko und der reinen Möglichkeit des Auftretens „einer infizierten Person im Einzelfall" betrieben \[[@CR21]\].

Die in Deutschland bestehende föderale Zuständigkeitsteilung im Gesundheitswesen weist die Vorsorgeplanung für biologische Gefahrenlagen als grundsätzliche Aufgabe des öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) den Ländern zu. Somit existieren innerhalb der Bundesrepublik Deutschland neben den Planungen auf Ebene des Bundes weitere, landesspezifische Vorsorgepläne, die teilweise unterschiedliche Konzeptansätze aufweisen. Ein herausragendes Beispiel für Vorsorgeplanung auf Landesebene ist der „Generische Plan für biologische Gefahrenlagen" des Landes Berlin. Dieser umfasst fünf verschiedene Szenarien unterschiedlichen Schweregrades, die idealtypisch für verschiedene Gefahrensituationen stehen. Zu den Szenarien gehören der „Einzelfall einer hochkontagiösen lebensbedrohlichen Erkrankung" (z. B. Ebolafieber oder sonstige virale hämorrhagische Fieber), „lokale Epidemie(n)" (z. B. Salmonellosen oder Masern), „überregionale Epidemie(n)" (z. B. EHEC), Pandemien (z. B. Influenza, Schweres Akutes Respiratorisches Syndrom \[SARS\], Pocken) und das „Auffinden von verdächtigen Materialien (z. B. Pulverfund mit Verdacht auf Anthrax)" \[[@CR22]\]. Bei der Einordnung der Schwere einer Situation wurden im Rahmen der dort erfolgten Konzeptualisierung die Parameter „Anzahl Betroffener", „Morbidität/Letalität", „örtliche Ausbreitung", „Ausbreitungswahrscheinlichkeit" und „Ausbreitungsdynamik" berücksichtigt \[[@CR22]\].

Die gesetzlichen Vorgaben kommen weitgehend ohne eindeutige Definitionen aus. Zwar wird nach der jüngsten Änderung des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) der Begriff der „bedrohlichen übertragbaren Krankheit" legaldefiniert, doch bezieht sich diese Definition nur auf die unbestimmten Tatbestandsmerkmale der „klinisch schweren Verlaufsform" oder einer erforderlichen „schwerwiegenden Gefahr für die Allgemeinheit" (vgl. § 2 Nr. 3a IfSG). Diese Definition gibt keine klaren Maßstäbe für die objektive Bewertung oder Qualifikation einer Gefahrenlage als besonders schwerwiegend vor, sondern bezieht sich durch unbestimmte Rechtsbegriffe ausschließlich auf abstrakte und interpretationsbedürftige Eigenschaften der übertragbaren Krankheit. Im Rahmen der Regelungen des Bund-Länder-Informationsverfahrens (siehe § 5 IfSG) wird von „epidemisch bedeutsamen Fällen" gesprochen, diese werden jedoch an keiner Stelle -- auch nicht in der dazugehörigen Verwaltungsvorschrift zur IfSG-Koordinierung -- definiert.

Semistrukturierte Experteninterviews {#Sec5}
------------------------------------

Das Begriffsverständnis der „außergewöhnlichen biologischen Gefahrenlage" war unter den Experten nicht einheitlich. Viele Experten empfanden ihn als „sehr polizeilichen Begriff, der sehr stark durch ... biologische Sicherheit ... geprägt" sei und eher Assoziationen mit dem Themenfeld „Bioterrorismus" nahelegen würde. Grundsätzlich ließen sich je nach Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich des Experten unterschiedliche Schwerpunktsetzungen in der Auslegung identifizieren. Je „niedriger" ein Experte in der Zuständigkeitenkette angesiedelt war, desto pragmatischer war die Begriffsinterpretation. Ein Experte stellte fest, dass nur vier verschiedene biologische Gefahrenlagen unterschieden werden könnten: der Einzelfall, die Epidemie bzw. Pandemie, der Laborunfall und die intentionale Ausbringung. Der Begriff „außergewöhnliche biologische Gefahrenlage" sei schon eine Einschränkung, denn „es gibt biologische Gefahrenlagen, und dann gibt es außergewöhnliche".

Die Expertenmeinungen, hinsichtlich der Entscheidungskriterien zur Einstufung einer biologischen Gefahrenlage als „außergewöhnlich", können grob in vier Gruppen unterteilt werden.

Es kann auf spezifische Eigenschaften des auslösenden biologischen Agens mittels vorab festgelegter Einstufungskriterien abgestellt werden („erregerspezifischer Ansatz"). Als solche Kriterien könnten u. a. herangezogen werden: die hohe Infektiosität und Virulenz des Erregers, die hohe Letalität oder Kontagiösität der resultierenden Krankheit, eine schlechte Therapierbarkeit und gravierende seuchenhygienische Maßnahmen sowie komplizierte Diagnostik -- insgesamt also eine ausgelöste hohe populationsbasierte Krankheitslast.[1](#Fn1){ref-type="fn"} Als Beispiel für eine derartige Einstufung wurden die „Dirty Dozen, die ja bekannt" seien, genannt.[2](#Fn2){ref-type="fn"}

Einige Experten führten zur Differenzierung den Ursprung einer biologischen Gefahrenlage an, bei welchem zwischen beabsichtigter und unbeabsichtigter Ausbringung biologischer Agenzien unterschieden wird („Verursacheransatz"). So sei eine beabsichtigte Ausbringung immer außergewöhnlich, denn auch bekannte Erreger könnten sich dann „nicht so verbreite\[n\], wie wir es kennen, und dadurch die Gefahrenlage außergewöhnlich" machen.

Weiterhin gilt das „Ausmaß" einer Lage, also die Anzahl und geografische Verteilung der Betroffenen („quantitativ-geografischer Ansatz"), unter den Experten als Maßstab. So führte ein Experte aus, dass das erste Szenario, der Einzelfall eine „hochkontagiösen Erkrankung, zum Beispiel Ebola" sei, das zweite Szenario ein lokaler Ausbruch, das dritte Szenario ein überregionaler Ausbruch und das vierte Szenario eine Pandemie. Hier wurde deutlich, dass die Spezifika der Krankheit immer mit in die Bewertung einer Gefahrenlage einfließen müssen: Ein großflächiger Ausbruch einer harmlosen Erkrankung wird nicht zwangsläufig „außergewöhnlich" sein, wenn diese mit bestehenden Kapazitäten zu bewältigen ist.

Laut einigen Experten kann auch zusammenfassend darauf abgestellt werden, ob etablierte Routineprozesse und mit diesen verbundene Kapazitäten „unseres Gesundheitswesens völlig überfordert \[sind\] und eine besondere Art der Krisenbewältigung notwendig \[wird\], die man meistens vorher auch noch nicht erprobt hat". Daraus ergibt sich gegebenenfalls ein Erfordernis zentraler Koordination der bestehenden Strukturen des Gesundheitssystems unter Berücksichtigung der Wissens- und Erfahrungswerte des Fachpersonals und der Ressourcen („systemorientierter Ansatz"). Denn besteht keine Erfahrung im Umgang mit einer bestimmten Krankheit, d. h. mit etwas „Nichtalltäglichem" oder mit „irgendetwas, was eine neue Dimension hat", kann dieser Mangel letztlich die Effizienz des Systems und dessen Bewältigungskapazität mindern. Gleiches gilt für fehlende Ressourcen.

Diskussion {#Sec6}
==========

Außergewöhnliche biologische Gefahrenlagen als systemorientiertes Konzept {#Sec7}
-------------------------------------------------------------------------

Durch die Auswertung bestehender Vorsorgeplanungen und die darin zum Ausdruck kommenden Definitionen kann die für die Konzeptualisierung biologischer Gefahrenlagen grundlegende Unterscheidung zwischen „normal" und „außergewöhnlich" nicht aussagekräftig vorgenommen werden. Es muss davon ausgegangen werden, dass die Entwickler der bestehenden Vorsorgepläne selbst ein durch ihre individuelle Vorbildung geprägtes grundlegendes, inhärentes Verständnis des Themenkomplexes voraussetzen.

Bedingt durch eine derartig individuell geprägte Auslegung von Begrifflichkeiten unterliegt ein unstrukturierter, lediglich auf dem Wortlaut beruhender Vergleich unweigerlich einem terminologischen Interpretationsbias. Bei den Experteninterviews wurden daher spezifisch Fragen zum Begriffsverständnis der „außergewöhnlichen biologischen Gefahrenlage" gestellt. Jedoch konnte der Begriff auch durch die Experteninterviews nicht eindeutig geklärt werden. Da es sich um den Kernbegriff vieler Konzepte (wenn auch in anderer Terminologie ausgedrückt) handelt, soll unter Berücksichtigung der im Rahmen der Interviews genannten Merkmale eine grundsätzliche Definition gefunden werden.

Die Dynamik biologischer Gefahrenlagen verlangt es auch, als Definition kein starres Gerüst zu schaffen. Vielmehr ist ein dynamischer und systemorientierter Ansatz zu wählen, der auf die bestehende Bewältigungskapazität des betroffenen Systems abstellt (Resilienz des Gesundheitssystems, in Anlehnung an \[[@CR23], [@CR24]\]; zu der aufkommenden Bedeutung in der Risikoforschung siehe \[[@CR25]\], auch im englischsprachigen Raum \[[@CR26]--[@CR28]\]). Der Übergang von bisheriger spezifischer hin zu generischer Vorsorgeplanung ist in diesem Zusammenhang entscheidend \[[@CR29]\]. Wir schlagen daher im Folgenden ein Konzept vor, das zur Differenzierung biologischer Gefahrenlagen das Wissen der Akteure (Wissenskomponente) und die zur Verfügung stehenden materiellen und personellen Ressourcen (Ressourcenkomponente) in einem systemorientierten Definitionsansatz integriert. Mangelt es entweder an Erfahrung oder den Ressourcen zur Bewältigung, so begründet dies ein zentrales Koordinationserfordernis auf höherer Ebene und damit die Bezeichnung einer biologischen Gefahrenlage als „außergewöhnlich". Eine zusammenfassende Übersicht bietet Abb. [1](#Fig1){ref-type="fig"}.

Wissenskomponente: subjektiver und objektiver Wissensmangel {#Sec8}
-----------------------------------------------------------

Das Wissen beteiligter Akteure ist als immaterielle Ressource integraler Bestandteil einer Gefahrenabwehr. Ist Wissen -- und ggf. Erfahrung -- vorhanden, besteht die Reaktion auf ein Ereignis aus Routinehandlungen und eine schnelle Gefahrenbewältigung ist möglich. Anders stellt sich die Lage dar, wenn ein Mangel an Wissen in Bezug auf eine konkrete Gefahrenlage vorliegt. Die vorgeschlagene „Wissenskomponente" bezieht sowohl den erregerspezifischen Ansatz als auch den Verursacheransatz ein, die beide zentral auf das bei den beteiligten Akteuren vorhandene Wissen abstellen. Liegt hier ein Mangel vor, kann differenziert werden, ob dies objektiv oder subjektiv der Fall ist.

Ein objektiver Wissensmangel liegt vor, wenn tatsächlich bei allen Akteuren kein Wissen oder keine Erfahrungswerte hinsichtlich einer bestimmten Situation vorhanden sind (z. B. in Bezug auf Erregereigenschaften, Quelle bzw. Ausbringungsform, verändertes klinisches Bild bei intentionaler Ausbringung, Effektivität von Dekontaminationsverfahren) und diese erst ressourcen- und oft auch zeitintensiv originär generiert werden müssen, z. B. durch Forschungsvorhaben.

In Abgrenzung dazu kann auch ein subjektiver Wissensmangel beschrieben werden. Dieser ist intrapersonal bedingt. Gedacht werden kann hier an die fehlende Aufmerksamkeit für oder Unkenntnis bestimmter Krankheitsbilder durch einzelne Personen. Unerfahrenheit bei der Anwendung und Umsetzung von Vorsorgeprozessen oder -planungen ist ein weiteres denkbares Beispiel. Subjektiver Wissensmangel kann verhältnismäßig einfach durch kontinuierliche Fortbildung des Personals und gegebenenfalls anlassbezogene Schulungen behoben werden.

Ressourcenkomponente: relativer und absoluter Ressourcenmangel {#Sec9}
--------------------------------------------------------------

Die Ressourcenkomponente beinhaltet den quantitativ-geografischen Ansatz, welcher auf die Anzahl der Betroffenen und die durch eine biologische Gefahrenlage betroffene Fläche im geografischen Verständnis abstellt. Dabei werden nur die im Bewältigungssystem vorhandenen materiellen und personellen Ressourcen betrachtet. Es kann kein einheitlicher Maßstab genannt werden, wann Ressourcen zur Bewältigung einer Gefahrenlage ausreichend sind, da dies innerhalb des Gesundheitssystems regional divergieren kann.

Die Ressourcendeckung ergibt sich aus einer Gesamtbetrachtung der zur Verfügung stehenden Ressourcen und den Umständen des Einzelfalls. Hierbei sind v. a. Maßnahmen des klinischen und seuchenhygienischen Managements zu berücksichtigen. So wäre z. B. bzgl. des klinischen Managements bei einer medikamentös behandelbaren Krankheit das Arzneimittel und bei einer leicht übertragbaren Krankheit durch hochpathogene Erreger die Anzahl von Sonderisolierbetten eine ggf. limitierte Ressource. Bezüglich seuchenhygienischer Maßnahmen können Ressourcenmängel u. a. entstehen hinsichtlich persönlicher Schutzausstattung, Dekontamination oder ÖGD-Personal für das Management von Kontaktpersonen. Es können -- analog zum objektiven und subjektiven Wissensmangel -- relative und absolute Ressourcenmängel unterschieden werden.

Ein relativer Ressourcenmangel liegt vor, wenn die Kapazitätsgrenze der behandelnden Strukturen in einem betroffenen Gebiet erreicht ist. Ein relativer Ressourcenmangel ist verhältnismäßig leicht durch eine zentral koordinierte Umverteilung von Ressourcen aus anderen Gebieten zu beheben (Lastenverteilung innerhalb des Bewältigungssystems). Denkbar ist z. B., dass Patienten von einem Behandlungsort in ein anderes, weiter entferntes Behandlungszentrum verlegt werden. Ebenso ist es möglich, dass Arzneimittel an einem Ort nicht mehr in ausreichender Menge vorhanden sind und erst von anderen Orten herantransportiert werden müssen.

Ein absoluter Ressourcenmangel beschreibt das objektive Fehlen von Ressourcen zur Bewältigung einer Lage. Dies ist dann der Fall, wenn Ressourcen ausgeschöpft und nicht ohne Weiteres wiederbeschafft werden können (z. B. Therapeutika, Dekontaminationszelte) oder wenn benötigte Ressourcen gar nicht existieren (z. B. Fehlen eines Impfstoffs). In einem solchen Fall können durch Umverteilung keine weiteren Kapazitäten von externen Stellen in ein Bewältigungssystem eingebracht werden. Objektive Ressourcenmängel können nur mit hohem finanziellen und zeitlichen Aufwand behoben werden, etwa durch die Einstellung von zusätzlichem Personal oder die Entwicklung von fehlenden Arzneimitteln und Impfstoffen.

Zentrale Koordination als Abgrenzungsmoment {#Sec10}
-------------------------------------------

Die „außergewöhnliche biologische Gefahrenlage" wurde in den Interviews als Situation, die das System „überfordert", beschrieben. Eine Überforderung bezeichnet in dem Fall das notwendige Abweichen von Routineprozessen, das erforderlich wird, wenn bestehende Prozesse nicht auf eine konkrete (Ausnahme‑)Situation anwendbar sind oder für eine solche noch nicht existieren. Im Falle einer geografisch weiter ausgedehnten Gefahrenlage an verschiedenen Orten besteht dann die Gefahr, dass zur Bewältigung gleichartiger Situationen nun unterschiedliche Maßnahmen ergriffen werden. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn bedingt durch hohen Handlungsdruck etablierte Prozesse im Wege der Improvisation individuell umstrukturiert werden. Ein derartiger Improvisationsprozess führt oftmals zu heterogenen Ergebnissen. Zur Bewältigung einer Gefahrenlage ist es daher aus Sicht der Ressourcen- und Kapazitätsverwaltung erforderlich, dass jeder an der Bewältigung beteiligte Akteur nur die effektivsten Arbeitsabläufe bzw. Routinen umsetzt. So kann dem Faktor ambivalenter Entwicklungsmöglichkeiten der Gefahrenlage entgegengewirkt werden.

Aus diesem Umstand ergibt sich das Erfordernis einer zentralen Koordination durch eine übergeordnete Stelle (Koordinationsebene), die im Idealfall für eine Harmonisierung von Maßnahmen und die ökonomische Ressourcenverteilung sorgt. Das Erfordernis zentraler Koordination kann somit als Abgrenzungskriterium außergewöhnlicher und gewöhnlicher biologischer Gefahrenlagen angesehen werden.

Systemorientierter Ansatz, Bewältigungsstrategien und Stufen biologischer Gefahrenlagen {#Sec11}
---------------------------------------------------------------------------------------

Im Verständnis des hier vorgestellten systemorientierten Ansatzes sind bei objektiven oder absoluten Mängeln durch die zentrale Koordination neues Wissen und neue Ressourcen zu schaffen. Bei subjektiven beziehungsweise quantitativen Mängeln kann auf woanders bestehende Ressourcen zurückgegriffen werden, wobei diese im Rahmen einer zentralen Koordination „lediglich" umdisponiert werden müssen. Allgemein wird sich originäre Ressourcengenerierung schwieriger gestalten als eine Ressourcenreorganisation, weshalb objektive bzw. absolute Mangelsituationen tendenziell als schwerwiegender anzusehen sind.

Neben der Beurteilung außergewöhnlicher biologischer Gefahrenlagen anhand der genannten Punkte wird zusätzlich vorgeschlagen, verschiedene Stufen biologischer Gefahrenlagen zwecks Gefahrenbewertung zu unterscheiden. Den Ausgangspunkt bildet die „Lage" (Stufe 1), welche sich durch das Vorhandensein einer biologischen Gefahr auszeichnet.

Bei Stufe 2 entsteht ein zentraler Koordinationsbedarf entweder durch wissensbasierte *oder* durch ressourcenbasierte Mängel. Im ersten Fall werden Managementprozesse eher auf Informationsstrukturen, den Aufbau von Fachwissen oder Kommunikationsmaßnahmen abzielen. Im zweiten Fall wird der Schwerpunkt auf der Ressourcengenerierung liegen. Solche außergewöhnlichen biologischen Gefahrenlagen können auch als „Krise" bezeichnet werden.

Bei Stufe 3 sind Wissen *und* materielle Ressourcen gleichzeitig nicht ausreichend vorhanden. Eine solche Lage wird, sollte sie auftreten, noch intensivere zentrale Koordination erfordern, da Maßnahmen zur Beseitigung der bestehenden Mängel auf Wissens- und Ressourcenebene parallel ablaufen müssen. Außergewöhnliche biologische Gefahrenlagen der Stufe 3 können auch als „schwere Krise" bezeichnet werden.

Eine mangels Bewältigungskapazität (temporär) nicht zu überwindende Gefahrenlage, die mit einem gewissen Systemversagen einhergeht, kann als „Katastrophe" (Stufe 4) bezeichnet werden.[3](#Fn3){ref-type="fn"}

Im Rahmen des Managements der biologischen Gefahrenlagen muss eine kontinuierliche Lagebewertung (Revision) stattfinden, die über den Fortbestand einer einmal getroffenen Einstufung entscheidet. Ist eine Beseitigung von Mängeln im Laufe des Bewältigungsprozesses möglich und eine zentrale Koordination nicht mehr nötig, kann eine ursprünglich außergewöhnliche biologische Gefahrenlage zu einer gewöhnlichen (Stufe 1) werden. Umgekehrt kann während einer gewöhnlichen Gefahrenlage das Auftreten von Mängeln eine zentrale Koordination nötig machen und damit die Gefahrenlage zu einer außergewöhnlichen machen. Eine zusammenfassende Übersicht bietet Abb. [2](#Fig2){ref-type="fig"}.

Fazit {#Sec12}
=====

Zusammenfassend kann die Frage nach einer Definition unter Zuhilfenahme des systemorientierten Ansatzes beantwortet werden: Eine biologische Gefahrenlage ist immer dann „außergewöhnlich", wenn das Fehlen von Wissen oder materiellen bzw. personellen Ressourcen einen zentralen Koordinationsbedarf zur Aufrechterhaltung der Bewältigungskapazität des Gesundheitssystems erforderlich macht. Außergewöhnliche biologische Gefahrenlagen können dabei insbesondere entstehen, wenn sie besonders gefährliche Krankheiten betreffen, intentional verursacht werden oder nach geografischer Ausdehnung oder Zahl der Betroffenen besonders „groß" sind. Es wird die Einteilung von biologischen Gefahrenlagen in Stufen vergleichend zum Status quo (der „Routinebewältigungskapazität") vorgeschlagen. So bildet die Routine das „alltägliche" Geschehen ab. Besteht eine biologische Gefahr, handelt es sich zunächst um eine Lage (Stufe 1), die je nach Schweregrad zu einer Krise (Stufe 2), schweren Krise (Stufe 3) oder letztlich zu einer Katastrophe (Stufe 4) eskalieren kann.

Die föderalistisch bedingte Fragmentierung der Zuständigkeiten ist ressourcenaufwendig. Der Bund ist originär für den Zivilschutz und subsidiär für landesübergreifende Gefahrenlagen zuständig, die Länder mit ihren öffentlichen Gesundheitsdiensten gleichermaßen für den gesundheitlichen Bevölkerungs- und Katastrophenschutz im Lokalgebiet. Gerade durch diese Trennung von Zuständigkeiten und die Vielzahl von Vorsorgeplänen werden Konzeptabweichungen immer vorhanden sein. Es bleibt daher eine Herausforderung, bei geteilter Planungszuständigkeit Kongruenz und optimale Bewältigungskapazität zu erreichen.

Es muss auch überlegt werden, ob in Zukunft die bisher noch vorherrschende Trennung zwischen gewöhnlichen und außergewöhnlichen biologischen Gefahrenlagen in der Vorsorgeplanung sinnvoll ist. Wenn stringent einer systemorientierten Betrachtung gefolgt wird, sind immer dieselben Ressourcen betroffen. Ein Unterschied zwischen gewöhnlichen und außergewöhnlichen Lagen ergibt sich nur noch bei der Aktivierung von Plänen im Ereignisfall und der damit einhergehenden Ressourcengenerierung oder -allokation.

Im Englischen wird in diesem Zusammenhang häufig von „high consequence infectious diseases" gesprochen.

Die Dirty Dozen bezeichnet 12 biologische Agenzien, die als besonders relevant für bioterroristische Anschläge und biologische Kriegsführung gelten.

Der Begriff „Katastrophe" wird hier im Sinne einer ressourcenbasierten Überforderungssituation verwendet. Definitionen des Begriffs „Katastrophe" und rechtliche Folgen des Ausrufens eines Katastrophenfalls nach dem Katastrophenschutzrecht der Länder bleiben unberührt.
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